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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Eine im Sommer 2021 von der Grünen Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative
forderte die Präzisierung der Definition der «terroristischen Aktivität» im
Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT).
Gemäss der Definition im neuen Antiterrorgesetz reiche bereits die «Verbreitung von
Furcht und Schrecken» aus, um von «terroristischer Aktivität» zu sprechen. Dadurch
bestehe ein gewisser Interpretationsspielraum bezüglich der Rolle von Gewalt in
diesem Gefüge sowie des Anwendungsbereichs des Begriffs, argumentierte die
initiierende Fraktion. Im Abstimmungskampf zum PMT sei zwar immer wieder beteuert
worden, dass das neue Gesetz keine Ausweitung des Begriffes der terroristischen
Gewalt – beispielsweise auf politische Aktivisten und Aktivistinnen oder
Medienschaffende – zum Ziel habe und dass die «Verknüpfung mit Gewalt auf der Hand
liege»; da die Bevölkerung den Abstimmungsentscheid jedoch auf der Grundlage dieser
Begriffsinterpretation gefällt habe, müsse die Definition im Gesetz nun um die Aspekte
der Gefahr gegen Leib und Leben sowie der Freiheit präzisiert werden, so die
Forderung der Grünen. Die SPK-NR lehnte die Initiative mit der Begründung ab, dass
das Gesetz im ersten Halbjahr 2022 in Kraft treten werde und erst einmal erste
Praxiserfahrungen gesammelt werden sollten, bevor Änderungen daran vorgenommen
würden. Zudem würde die vorgeschlagene Änderung dem Zweck der Gesetzesänderung
zuwiderlaufen, da diese auch auf die Verfolgung von gewaltfreien terroristischen
Aktivitäten ausgerichtet sei, so Kommissionssprecherin Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
im Ratsplenum. Es sei jedoch niemals darum gegangen, das Gesetz auf politische
Aktivistinnen und Aktivisten auszurichten, schrieb die Kommission zudem in ihrem
Bericht. In der Wintersession 2021 folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit und
gab der parlamentarischen Initiative mit 104 zu 83 Stimmen keine Folge. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Delegationen und Vertretungen des Parlaments haben unter anderem die Aufgabe, die
Schweiz zu vertreten. Da diese Delegationen hinsichtlich der Geschlechter häufig nur
sehr einseitig und vor allem männlich zusammengesetzt seien, wiederspiegelten sie ein
«veraltetes Gesellschaftsbild» und suggerierten, dass Frauen in der Schweizer Politik
nicht vertreten seien. Mit dieser Begründung forderte Claudia Friedl (sp, SG) mittels
parlamentarischer Initiative eine Mindestquote von 30 Prozent jeden Geschlechts in
diesen Gremien. 
Ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in parlamentarischen Vertretungen sei zwar
ein berechtigtes Anliegen, befand eine 12 zu 10-stimmige Mehrheit (1 Enthaltung) der
SPK-NR, es sei aber nicht mittels gesetzlicher Regelung umzusetzen. Bei der
Zusammensetzung parlamentarischer Vertretungen müssten bereits mehrere Kriterien
– Fraktionsstärke, Amtssprache, Landesregion – berücksichtigt werden. Eine
Geschlechterregelung würde die Besetzung nicht nur verkomplizieren, sondern unter
Umständen auch verunmöglichen – etwa wenn eine Fraktion nicht genügend Frauen
stellen könnte. Mit den letzten eidgenössischen Wahlen sei die 30-Prozent-Quote
zudem praktisch bereits erreicht worden. 
In der Debatte zeigte sich die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ada Marra (sp,
VD) erstaunt, dass über dieses Thema überhaupt gesprochen werden müsse, sässen im
Parlament doch mittlerweile 38.7 Prozent Frauen. Die Zahlen zeigten allerdings auch,
dass in sechs der elf Delegationen ein Frauenanteil von 30 Prozent eben nicht erreicht
würde. Ein zusätzliches Argument brachte Pierre-Alain Fridez (sp, JU) in die Debatte
ein: Im Europarat werde eine 30-Prozent-Quote eingeführt und für diese Delegation
aus der Schweiz müsse also sowieso eine entsprechende Regel gefunden werden.
Kommissionssprecher Damien Cottier (fdp, NE) wies in der Folge darauf hin, dass sich
die Kommission lediglich gegen eine gesetzliche Regelung wende; einer Absprache
zwischen den einzelnen Fraktionen stehe aber freilich nichts im Weg. Mit einer
formellen und starren Quote – so auch Barbara Steinemann (svp, ZH) ebenfalls für die
Kommission – würden mehr Probleme entstehen als gelöst. Dies sahen 105
Parlamentsmitglieder anscheinend ebenso, womit der parlamentarischen Initiative

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
MARC BÜHLMANN
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keine Folge gegeben wurde. Immerhin 83 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen
der SP, der GP und der GLP, unterstützt von drei FDP-Nationalrätinnen (Jacqueline de
Quattro (fdp, VD), Anna Giacometti (fdp, GR), und Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp,
SG)), hatten die Idee einer Quote gutgeheissen. Drei weitere FDP-Nationalrätinnen
(Doris Fiala (fdp, ZH), Christa Markwalder (fdp, BE) und Isabelle Moret (fdp, VD)) und
SVP-Vertreterin Céline Amaudruz (GE) enthielten sich der Stimme. 2

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die beiden parlamentarischen Initiativen, mit denen eine ausgewogene Vertretung der
Geschlechter auf Wahllisten gefordert wurde (Pa.Iv. 19.440 von Irène Kälin (gp, AG)
sowie Pa.Iv. 19.460 von Jürg Grossen (glp, BE)), wurden in der Herbstsession 2020 vom
Nationalrat gemeinsam beraten. Die SPK-NR hatte mit je 15 zu 10 Stimmen beantragt,
den beiden Initiativen keine Folge zu geben. In der Debatte machten sich die Initiantin
und der Initiant für ihre Anliegen stark. Die eidgenössischen Wahlen 2019 hätten
gezeigt, dass es eine Rolle spiele, wie viele Frauen auf den Wahllisten vertreten seien.
Der neue Frauenanteil in der grossen Kammer von etwas über 40 Prozent entspreche
praktisch dem Anteil von Frauen auf den Listen, so Irène Kälin. 40 Prozent sei zwar
besser als 30 Prozent – der Anteil vor den eidgenössischen Wahlen 2019 – aber eine
ausgewogene Vertretung der Geschlechter sei damit nach wie vor nicht Realität,
obwohl dies von der Verfassung gefordert werde. Auch Jürg Grossen hob den Anstieg
des Frauenanteils nach den Wahlen hervor, betonte aber auch, dass die weibliche
Hälfte der Bevölkerung «im Bundeshaus nach wie vor deutlich untervertreten» sei. Die
Erfahrung zeige zudem, dass der Frauenanteil rasch wieder erodiere, wenn die
Forderung von Parität nicht umgesetzt werde oder dauernd wieder erkämpft werden
müsse. Dabei seien nicht fixe Quoten anzustreben, sondern Anreize zu schaffen: Nur
noch jene Parteien sollen Fraktionsbeiträge erhalten, die hinsichtlich Geschlecht mit
ausgewogenen Wahllisten antreten. Marianne Binder-Keller (cvp, AG) nahm für die
Kommission Stellung und bezeichnete die beiden Anlegen als «mutierte Varianten
bereits abgelehnter Vorstösse, die Quoten auf Wahllisten forderten». Sie wies darauf
hin, dass sie als Frau gerade aus Gleichstellungsüberlegungen gegen «diese Form von
Kandidierendenobligatorium» sei. Die beiden Initiativen würden implizieren, dass
Frauen nicht in der Lage seien, sich selber durchzusetzen. Frau sein, sei kein Programm
und es wäre ja dann auch die Frage, was passieren würde, wenn es eine Mehrheit von
Frauen im Parlament gebe. Die Mehrheit der Kommission sei überdies nicht der
Meinung, dass Gleichstellung heute verhindert werde. Es werde ja niemand an einer
Kandidatur gehindert und letztlich sei es der Souverän, dem zugetraut werden dürfe,
dass er nicht auf die Wahl von Frauen verzichte, «nur weil sie Frauen sind». Hingegen
sehe es die Mehrheit der Kommission als «undemokratische Einmischung», wenn den
Parteien vorgeschrieben würde, wen sie bei Wahlen nominieren müssten.
Fraktionsbeiträge von der Gestaltung der Listen abhängig zu machen, erachte die SPK-
NR zudem als sachfremd, zentralistisch und unliberal. 
Wie zu erwarten war, wurden die beiden Vorstösse von den geschlossenen Fraktionen
der SP und der GP sowie zumindest bei der Initiative Grossen auch von der Mehrheit
der GLP unterstützt. Die 80 Stimmen (gegen 114 Gegenstimmen) bei der
parlamentarischen Initiative Kälin bzw. die 83 Stimmen (gegen 109 Gegenstimmen) bei
der Initiative Grossen – beide Male ohne Enthaltungen – reichten aber nicht aus und
die Anliegen wurden versenkt. Über die Lager der Initiantin und des Initianten hinaus
vermochten die Anliegen praktisch nicht zu mobilisieren, insbesondere nicht bei den
Nationalrätinnen des bürgerlichen Lagers: Nur Céline Amaudruz (svp, GE) und Marianne
Streiff-Feller (evp, BE) unterstützten den Vorschlag von Jürg Grossen und Jacqueline de
Quattro (fdp, VD) die Idee von Irène Kälin. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Afin de maintenir la compétitivité de la place économique helvétique, Marcel Dobler
(plr, SG) soumet une adaptation du droit des faillites en adéquation avec la
numérisation. Il estime que la restitution des données informatiques en cas de faillite
doit être réglée à l’article 242 de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP). En
effet, aucune base légale ne règle la restitution des données alors que les technologies
de l’information envahissent notre économie. A l’unanimité, la commission des affaires
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a proposé de donner suite à l’initiative
parlementaire. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

La commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a adopté l'initiative
parlementaire Dobler (plr, SG). L'initiative vise une adaptation du droit des faillites en
adéquation avec la numérisation. La CAJ-CN a désormais la charge de de la mise en
application.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.04.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
recommande de classer l'initiative parlementaire Dobler (plr, SG). En effet, la
législation sur la technologie des registres électroniques distribués (TRD) (Ob. 19.074)
répond à la volonté de l'initiative parlementaire de permettre la restitution des
données en cas de faillite.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.04.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Marcel Dobler (plr, SG) souhaite étendre la portée de la demande faite dans le cadre de
l'initiative parlementaire 16.423, de sorte que les employées et employés de start-up
détenant des participations dans une entreprise soient également libérés de
l'obligation de saisie du temps de travail. La plupart des start-up, pour se financer,
mettent en place un plan d'options d'achat d'actions à l'intention des employés (ESOP).
Les travailleurs qui en bénéficient deviennent des co-entrepreneurs et sont considérés
par le législateur comme des entrepreneurs indépendants. Comme ils jouissent aussi
d'une grande autonomie de travail et qu'ils déterminent en grande partie leurs horaires,
ils ne devraient pas être obligés de saisir leur temps de travail, aux yeux de l'initiant. Ce
dernier estime qu'il faut leur faire confiance. La CER-CN donne suite à l'initiative par 18
voix contre 6. Son homologue ne donne cependant pas suite pour des raisons
formelles. La CER-CE est d'avis que l'objectif peut être considéré dans la mise en
œuvre des initiatives parlementaires 16.414 et 16.423, dont elle est en charge. S'il est
donné suite à l'initiative, alors les deux Commissions de l'économie et des redevances
devront travailler sur le même sujet en parallèle. L'initiative est soumise à la chambre
des cantons. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.01.2018
DIANE PORCELLANA
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Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

In Übereinstimmung mit seiner Kommissionsmehrheit sprach sich in der Herbstsession
2021 auch der Nationalrat gegen die parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) für
eine klimaverträgliche Altersvorsorge aus. Benjamin Roduit (mitte, VS) und Marcel
Dobler (fdp, SG) erklärten für die Kommission, dass statt zusätzlicher Vorschriften die
freiwilligen Bemühungen der betroffenen Institutionen – welche es duchaus gebe –
unterstützt werden sollen. Zudem bestünden diesbezüglich bereits Leitlinien des
Bundes. Schliesslich müsse auch beachtet werden, dass die Versicherten die
Anlagerisiken tragen. Diese Meinung teilte in der Folge auch der Nationalrat, der sich
mit 104 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Folgegeben aussprach. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN
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